
Deutschland pfänden und versteigern!

Im jahr 2009 feiert die Bundesrepublik Deutschland 
ihren 60. Geburtstag. Ein Erfolgsmodell bürgerlich 
demokratischen Wandels, flüstert es bereits einige 

Wochen vor dem Jubiläum resümierend aus den 
bürgerlich-demokratischen Lautsprechern. In einem 
souveränen, parlamentarischen Rechtsstaat in der 
Mitte Europas mit weltmeisterlichen Exportzahlen 
und internationalem Einfluss, mit stabilen politischen 
Verhältnissen und relativem Wohlstand, schauen die 
Deutschen zufrieden auf ihr Werk, das unter anderem 
aus den Erträgen der Vernichtung geformt und von 
dieser Last im Laufe der Jahrzehnte gereinigt wurde. 
Die Erfolgsgeschichte beginnt als Volksgemeinschaft; 
als Wiederherstellung nationaler Souveränität zur 
Anzettelung eines zweiten Weltkriegs; mit der 
Zerschlagung und Ermordung von Oppositionellen; der 
Internierung, Tötung und/oder Zwangssterilisierung 
von Sinti, Roma, Homosexuellen und geistig 
Behinderten; beginnt als Entrechtung und Beraubung, 
als Demütigung und Vernichtung zuerst der deutschen 
und dann der europäischen Jüdinnen und Juden. 
Nachdem die alliierten Armeen diesem Wahnsinn 
ein militärisches Ende gesetzt hatten, zeigten sich die 
geschlagenen Vernichtungsgewinnler kooperationsbereit 
und pragmatisch. Die Volksgenossen wurden eilig zu 
braven Bürgern, die einander hilfsbereit in die neue 
Ordnung überführten. So schafften es selbst führende 
Nazikader in leitende Positionen des demokratischen 
Rechtsnachfolgers des »Dritten Reiches«. Statt vieler nur 
ein Beispiel: der junge Staatsanwalt Dietrich Kuhlbrodt 
berichtet in der Jungle World (45/2008) über seine Zeit 
in der »Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen 
zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen« 
in Ludwigsburg: »Und dann der Gau in der Zentralen 
Stelle selbst. In der Akte gegen eine Mord-Einheit tauchte 
Oberstaatsanwalt Schüle auf, unser Dienststellenleiter. 1965 
hatte ich mich bei dem Alten Herrn noch zum Dienstantritt 
gemeldet. Dann war er wegbefördert.« Deutschland schaute 
nach vorn und nicht zurück und da wurde selbst die 
juristische Aufarbeitung der Naziverbrechen von einem 
mutmaßlichen Naziverbrecher dirigiert. 

Deutsche Entlastungsstrategien

die vergangenheitspolitischen strategien, mit der 
nationalsozialistischen Mitgift eines postnazistischen 
Gemeinwesens umzugehen, waren sehr unterschiedlich 
bzw. einigen Verschiebungen ausgesetzt. Über die 
Jahre veränderten sich die Versuche, die Hypothek der 
Verbrechen, die auf Deutschland lastete – zunächst 
in Gestalt zweier Staaten, der BRD und der DDR – 
abzutragen. Die realsozialistische DDR rühmte sich 
für ihr antifaschistisches Selbstverständnis, über das 
sie den Nationalsozialismus zu etwas Äußerlichem 
erklärte. Woran die Mehrheit der ostzonalen 
»AntifaschistInnen« aktiv mittat, wurde mit dem 
NS zur »antikommunistischen Klassenherrschaft der 
Großbourgoisie« umgelogen. Eine Verantwortung für 
den Mord an Millionen Menschen lehnte man mit 
dem Verweis auf den deutschen Nachbarstaat ab: Die 
BRD wurde als reaktionärer Klassenstaat gedacht, an 
den man sich, als legitimen Rechtsnachfolger des NS, 
in Fragen von Schuld und Reparation allein halten 
müsse. Die Verstrickung der Bevölkerung des Arbeiter- 
und Bauernstaats in die Shoa wurde vermittels einer 
solchen Argumentation geleugnet und ausgeblendet. Die 
BRD, Republik des zweiten Wirtschaftswunders, setzte 
indes weniger auf eine Umkehrung der ideologischen 
Vorzeichen der Gesellschaft, sondern konzentrierte sich in 
der »Aufarbeitung« ganz auf die Kräfte des (kollektiven) 
Seelenlebens, über die letztlich die gleichen Ergebnis 
wie im Osten erzielt wurden. Innerhalb der Familien, 
in den Medien und gesellschaftlichen Diskursen 
regierten Schuldabwehr, Leugnung und Verdrängung der 
Leichenberge von Auschwitz, Sobibor und Bergen-Belsen. 
Thematisiert wurde der Nationalsozialismus lediglich als 
Herrschaft einer Clique, die ihren Sirenengesang über 
den Volksempfänger in die Haushalte sendete und die 
Massen zum »Zivilisationsbruch« bezirzt bzw. vergiftet 
habe. TäterIn wollte niemand gewesen sein – allenfalls 
als »Verführte« oder »Verführter« das erste Opfer des 
Nationalsozialismus.
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Die Rede von »deutscher Verantwortung« zieht den moralisch sauberen Schlussstrich unter die 
Verbrechen des Nationalsozialismus, ohne sich selbst beim Wort zu nehmen. Geldzahlungen für 
viele Opfer der deutschen Vernichtung und ihre Angehörigen wurden bis heute mit allen Mitteln 
verhindert. Kurz vor Weihnachten nun, hat die hiesige Bundesregierung ein weiteres Mal mit 
juristischen Schritten versucht, sich rechtskräftiger Ansprüche zu entziehen. Ein passender Anlass, 
einige Bemerkungen zur postnazistischen Vergangenheitspolitik zu formulieren.



Einen Paradigmenwechsel markiert im Westen 
die Wahl von Willy Brandt zum Bundeskanzler. Mit 
seiner Rede von mehr, zu wagender Demokratie gelang 
es ihm, den postnazistischen Muff der restaurativen 
Adenauer-Ära abzustauben und die deutsche Gesellschaft 
an bürgerlich-kapitalistische Werte und Standards 
heranzuführen (vom »Radikalenerlass« 1972 sei hier 
einmal abgesehen). Gleichzeitig setzte er in seiner 
sogenannten »Ostpolitik« neue erinnerungskulturelle 
Wegmarken. Der ehemalige Widerstandskämpfer und 
Linkskommunist fiel in Warschau am 07. Dezember 1970 
vor dem Mahnmal des Ghettoaufstandes auf die Knie 
und zeigte damit staatsoffiziell eine noch nie dagewesene 
Geste des Eingeständnisses der Schuld und der Bitte 
um Vergebung. Dies wurde international viel beachtet 
und versprach im Hinblick auf die Resozialisierung und 
Rehabilitierung Deutschlands größere Erfolge zu zeitigen, 
als sich mit der Leugnung erzielen ließen. Gleichwohl 
war dies weder der hiesigen Bevölkerung, noch den 
meisten ihrer RepräsentantInnen bewusst. Ihnen lag das 
Schlussstrichdenken und die revisionistische Option 
der Vergangenheitspolitik noch deutlich näher, als die 
Proklamation von »Verantwortung«. Franz Josef Strauß 
etwa, der sich nach Brandts Rücktritt um das Amt des 
Bundeskanzlers bewarb, prägte den tiefblickenden Satz: 
»Ein Volk, das diese wirtschaftlichen Leistungen vollbracht 
hat, hat ein Recht darauf, von Auschwitz nichts mehr 
hören zu wollen.« Es wundert angesichts solcher Zitate 
kaum, dass die Bundesrepublik in den Folgejahren noch 
einmal deutlich hinter die neu gezogene Linie deutscher 
Vergangenheitspolitik zurückfiel. Die Bundesregierung 
unter Helmut Kohl etwa, fuhr mit Blick auf die deutsche 
Geschichte einen revisionistischen Kurs. So stattete Kohl 
z.B. am 5. Mai 1985 dem Soldatenfriedhof Bitburg 
zusammen mit dem damaligen US-Präsidenten Ronald 
Reagan einen Besuch zur Kranzniederlegung ab, obwohl 
in Bitburg neben Angehörigen der US-Streitkräfte auch 
Gefallene der Wehrmacht und der Waffen-SS begraben 
sind. Zuvor hatten beide – ebenfalls mit Kränzen – bereits 
im KZ Bergen-Belsen einen Termin wahrgenommen. 
Während in Deutschland die jüdischen Verbände und 
wenige Linke gegen die totalitarismustheoretische 
Gleichsetzung von Tätern und Opfern protestierten, 
wurden in der amerikanischen Presse die Versuche 
empört zurück gewiesen, auf dem Rücken toter, alliierter 
Soldaten die Rehabilitierung der NazitäterInnen und des 
deutschen Staates zu betreiben. 

Nach dem Ende der Blockkonfrontation und dem 
Zusammenbruch der DDR 1989 gewann mit der 
Nutzbarmachung der Totalitarismustheorie eine weitere 
Entlastungsstrategie zusehends an Bedeutung: gerade aus 
dem Umfeld von Kohls CDU und ihrer Klientel wurde 
vermehrt darauf bestanden, dass an Stelle der Erinnerung 
an die Naziverbrechen, nun die Erinnerung an das Leid 
»beider deutscher Diktaturen« – des Nationalsozialismus 
und des Realsozialismus – treten müsse. Darüber wurde 
die Singularität der Shoa auf einen verallgemeinerbaren 
Kanon der Diktaturen herunter getrimmt, der die 
Vernichtung besser verdau- und abbaubar machen sollte. 
Die rot-grüne Bundesregierung unter Gerhard Schröder 

und Joschka Fischer, in deren vergangenheitspolitischem 
Fahrwasser sich heute auch Angela Merkel bewegt, 
hat im Gegensatz dazu bewusst auf den »Kniefall von 
Warschau« rekurriert. Mit selbigem war der seit 1998 
herrschende Weg der Vergangenheitsbewältigung 
durch Schuldeingeständnis beschritten und der 
»Zivilisationsbruch Auschwitz« fortan in aller Munde.  

Von den Gräueln der Nazis wurde unentwegt geredet, 
um sie sich im Geplapper endlich aus dem kollektiven 
Maul zu waschen. Mit Guido Knopps endlosen ZDF-
Abenden mit Hitlers Generälen, Hitlers Frauen, Hitlers 
Helfern und Hitlers Hitlern, der Institutionalisierung 
und Verbannung der Erinnerung an »Gedenkorte« an 
denen Reden und Grußbotschaften an »Gedenktagen« 
gehalten werden, braute sich ein Jargon zusammen, 
der sich zu allen Fragen deutscher Grausamkeit fortan 
beliebig kompilieren ließ. Es ist eben diese postnazistische 
Betroffenheitsprosa, die man anzuschlagen hat und 
die sich ihren moralischen Impetus selbst abnimmt. 
Wer etwas werden will im Land der TäterInnen dieser 
Tage, der sollte zumindest fähig sein, in gebotener 
Feinfühligkeit und Empathie aber mit einer Mischung 
aus Entschlossenheit, Weltgewandtheit und Optimismus 
den Nationalsozialismus bedingungslos zu verdammen 
und seinen Sermon von »deutscher Verantwortung« 
zur Zukunftsbildung abzusondern. So z.B. die 
Bundeskanzlerin Merkel auf der Gedenkveranstaltung 
zum 70. Jahrestag der Reichspogromnacht von 1938 
in Berlin: »Meine Damen und Herren, wir können das 
geschehene Unrecht der Shoa nicht ungeschehen machen, 
so sehr wir uns das auch wünschen. Aber wir können 
etwas anderes: Wir können Verantwortung übernehmen.« 
Ganze neun Mal spricht sie in ihrer kurzen Rede diesen 
Anspruch aus. Eine weitere Kostprobe gefällig? »Es ist an 
mir, auf unsere heutige Verantwortung hinzuweisen. Das sind 
wir den Opfern schuldig. (...) Wir können Verantwortung 
übernehmen, indem wir zeigen, dass es uns alle trifft, wenn 
manche von uns gedemütigt und ausgegrenzt werden. (...) 
Wir haben die Verantwortung, die Welt auch mit den Augen 
des Anderen zu sehen, nicht zu schweigen, wenn wir Zeugen 
von Rassismus, Extremismus und Antisemitismus werden 
(...) Dieser Verantwortung müssen wir gerecht werden – 
nicht nur am 9. November, sondern an jedem Tag, 365 
Tage im Jahr. (...)« Wie es mit der Verantwortung aber 
tatsächlich bestellt ist, lässt sich nun allerdings weder in 
solchen Sonntagsreden vernehmen, noch am Berliner 
Holocaust-Mahnmal oder in bundesdeutschen KZ-
Gedenkstätten finden. 

Der Nationalsozialismus als 
Dauerwerbesendung für Deutschland

es zeigt sich in ihrer fragilität oder gleich als 
schlechter Witz auf allen gesellschaftlichen Ebenen, dass 
die »Verantwortung« keine ist, die sich tatsächlich um die 
Opfer der Deutschen schert, der wichtig wäre, den NS mit 
seinen Ursachen, seiner Dynamik und seiner Singularität 
zu reflektieren. Die Beschäftigung mit der Shoa gerät 
vielmehr zum Füllfederhalter, der den Schlussstrich unter 
die barbarische deutsche Geschichte zieht. Was paradox 



klingt, hat gerade in seiner Paradoxie vollbracht, was 
Jahrzehnte unmöglich war: indem die Deutschen den NS 
thematisierten, konnten sie seine Makel erfolgreich vom 
Kollektiv ablösen und austilgen. Außenpolitisch agiert 
der Exportweltmeister deshalb als Erinnerungschampion, 
der in der vorbildlichen Selbstkonfrontation mit den 
eigenen Verbrechen als altkluger, etablierter und ehrlicher 
Makler auf dem internationalen Parkett einen guten Ruf 
genießt. Im Inneren hingegen hat die Beschäftigung mit 
Auschwitz gegenläufige Effekte gezeitigt. Während sich 
einerseits geradezu eine Faszination beobachten ließ, dem 
Nationalsozialismus selbst unter die Bettdecke zu gucken, 
setzte andererseits ein gesellschaftliches Sättigungsgefühl 
ein, durch das die Dimension der Verbrechen zusehends 
abgeschliffen wurde. Müde lächelnd kennen die 
Deutschen heute das kulturindustrielle Bilderrepertoire 
ihrer Vernichtungsbemühungen, durch das jedes konkrete 
Grauen verschüttet wird: zackige Nazischergen, ratternde 
Züge, halbverhungerte Menschen in gestreiften Anzügen, 
Gaskammern, Leichenberge. Das ruft kein Beschämen 
mehr hervor, keinen Gedanken daran, dass die Mörder 
nach ’45 die netten Eltern und Großeltern waren. Den 
Fernsehzuschauern und Spiegel-Lesern (»Der Anfang 
vom Untergang. Hitlers Machtergreifung« (3/2008), »Die 
Täter. Warum so viele Deutsche zu Mördern wurden« 
(11/2008), »Hitlers Vollstrecker« (45/2008)) werden die 
Gräuelgeschichten zusehends langweilig. Man hat das 
doch alles schon oft genug gesehen. Es dürfe endlich 
einmal etwas Neues sein. Und die Deutschen bekommen 
es. Ohne den Verdacht des Revanchismus und der NS-
Relativierung zu erregen, denn bei Guido Knopp und co. 
hat die Nation ihre Pflichtstunden in der Aufarbeitung 
der Vergangenheit absolviert, wird nun zusehends von 
den eigenen Leiden geplappert. Im Kino und auf dem 
Fernsehschirm tummeln sich reißerische Melodramen, 
die den Focus auf die deutsche Zivilbevölkerung 
schieben, welche von alliierten Bombardierungen, von 
alliierten Torpedos oder von alliierten Vergewaltigern 
heimgesucht werde. »Dresden«, »Der Untergang der 
Gustloff«, »Anonyma« und wie diese Filme alle heißen, 
versuchen sich an einem Begriff unterschiedslosen, 
abstrakten Leids, welches so als amorphe Erfahrung 
des Krieges einen gemeinsamen gesamteuropäischen 
Bezugs- und Erinnerungsrahmen bieten könnte-würde-
sollte. Alle waren Opfer – irgendwie! So schmerzhaft 
der Zweite Weltkrieg an dessen Ende für Deutsche 
individuell auch gewesen sein mag, so überlagert die 
Emphase des deutschen Leidens gerade die Schuld an 
Shoa und Vernichtungskrieg. Es werden unpolitische, 
bis zart oppositionelle Menschen gezeichnet, die – so 
die Wertung der Bild- und Tonstreifen – zu Unrecht 
die ganze Wucht der alliierten Kriegsmaschinerie traf. 
Der Anteil der ›ordinary Germans‹ am Aufstieg der 
NSDAP, an der Denunziation und Ausplünderung ihrer 
jüdischen Nachbarn, in den Rüstungsfabriken, in der 
moralischen Unterstützung ihrer Söhne und Männer 
an der Front spielt als Kernkompetenz der deutschen 
»Zivilbevölkerung« keine Rolle. 

Deutscher Vergangenheitskitsch muss jedoch nicht 
allein aus Bernd Eichingers Filmschmiede oder aus 

Guido Knopps History-Fabrik kommen. Mit »Operation 
Walküre« (im Original »Valkyrie«) von Bryan Singer 
läuft gerade ein Hollywoodstreifen an, der ein deutsches 
Bedürfnis stillt aber gleichzeitig anders intendiert 
scheint. Der Film widmet sich den nationalkonservativen 
Verschwörern um Claus Schenk Graf von Stauffenberg, 
die am 20. Juli 1944 ein Attentat auf Hitler verübten. 
In der Hauptrolle ist Tom Cruise zu sehen, der zum 
vorweihnachtlichen Kinostart die passenden Werbeworte 
für das Publikum zwischen San Francisco und New York 
fand: »Tom Cruise knows just what fans want for Christmas. 
›You want to see Hitler killed on Christmas,‹ the star said 
at the premiere of Valkyrie.« (USA Today, 15.12.2008) 
Darum geht es den deutschen Zuschauern nicht. Sie 
wollen von Singers »Valkyrie« allenfalls das, worauf sich 
die Bekanntheit des Regisseurs stützt: eine actiongeladene 
Ikonographie von Superhelden. Sie wollen Menschen 
(oder Mutanten) auf der Großleinwand bewundern, die 
dem übermächtigen Bösen opferbereit und moralisch 
völlig integer die Stirn bieten. Ihnen ist nach »Superman« 
und »X-Men«, nur eben in Wehrmachtsuniform. Die 
Attentäter um Stauffenberg stehen mit ihrer Tat und 
mit ihrem Leben in der hiesigen Rezeption weniger 
für antifaschistischen Widerstand, wie Tom Cruise ihn 
dem amerikanischen Kinogänger unterjubeln möchte, 
sondern vielmehr für die Idee deutscher Verantwortung. 
Der Plan, Hitler umzubringen resultierte nicht aus dem 
humanistischen Motiv, die Vernichtung aus Empathie zu 
den Menschen zu beenden, die sich durch die Deutschen 
in ihrem Leben bedroht sahen. Sie stellten sich erst, 
nachdem sie aktiv an Krieg und Verbrechen mitgewirkt 
hatten, gegen den »Führer«, als es für Deutschland nichts 
mehr zu gewinnen, dafür aber viel zu verlieren gab. Ihr 
Interesse galt nicht den Opfern des Nationalsozialismus, 
sondern der Fortexistenz und dem Wohl Deutschlands. 
Zu Recht schreibt der israelische Historiker Frank Stern: 
»Allein die Bezeichnung ›Widerstand‹ für die Männer 
des 20. Juli erscheint mir vermessen. Es handelt sich 
wohl doch eher um schwankende Opposition.« Mit 
eben jener schwankenden Opposition, die allein Hitler 
nicht aber Deutschland die Treue versagte, verhält es 
sich ebenso, wie mit den Sonntagsfloskeln der aktuellen 
Vergangenheitspolitik. Der deutsche Nationalmythos 
Stauffenberg ist deshalb von links falsch kritisiert, wenn 
man dem »German Gedenken« lediglich vorwirft, dass 
ein bürgerlich-demokratischer Staat sein Vorbild in 
konservativ-reaktionären Wehrmachtsangehörigen sucht, 
die quasi die richtige Tat aus der falschen Motivation 
verübten. Weil Stauffenberg, wie auch Merkel, Köhler 
und die FAZ allein Deutschlands Bestes im Blick 
haben, wenn sie sich gegen den NS positionieren, sind 
die Attentäter des 20. Juli genau die treffenden Figuren 
deutscher Vergangenheitspolitik.

Sonntagsreden der Zahlungsverweigerer. 
Zur Janusköpfigkeit deutscher 
Erinnerungspolitik

für die neuste ungeheurlichkeit des 
Verantwortungsdiskurses zeigt sich nicht der 



Kulturbetrieb, sondern die offiziellen Stellen der 
Bundesrepublik verantwortlich. Während die Kanzlerin 
und ihre Entourage peinlichst bemüht sind, ein enges 
Verhältnis zu Israel zu betonen – »Die Sicherheit Israels 
zu schützen, ist Teil der Staatsräson Deutschlands. Dies 
erwächst aus unserer immerwährenden Verantwortung 
vor der Geschichte und für die Gestaltung der Zukunft.« 
(Angela Merkel, s.o.) – wird jede sonstige aus dem 
Verantwortungsdiskurs abgeleitete Praxis umgangen. 
Ein Lehrsatz ist diesem Taktieren eingeschrieben. Wo die 
Freundschaft aufhört, endet auch die »Verantwortung«: 
und zwar beim Geld. 

Der eigenen Schäfchen nahm und nimmt sich der 
deutsche Staat gleichwohl bereitwillig an. Nicht nur dass 
man sich um eine erfolgreiche Re-Integration all der 
alten Kameraden in die deutsche Nachkriegsgesellschaft 
bemühte, der Staat schüttete zeitgleich auch Krieger- 
und Witwenrenten an die noch lebenden SS-Mitglieder 
und Wehrmachtsverbrecher aus. Ehemalige deutsche 
Kriegsgefangene wurden und werden für ihren Einsatz 
für »Führer, Volk und Vaterland« prämiert, und auch 
die relativ jungen »Opfer der DDR-Diktatur« mit 
Entschädigungszahlungen bedacht. Während man die 
NazitäterInnen gegen eine Strafverfolgung im Ausland 
dadurch schützte, dass ihre Auslieferung verboten 
wurde, sahen sich deutsche Unternehmen und deutsches 
Staatseigentum immer wieder juristischen Forderungen 
von Überlebenden von Verbrechen und Vernichtung 
ausgesetzt. Deshalb rief die Bundesregierung eine 
repräsentative Stiftung mit dem schillernden Titel 
»Erinnerung, Verantwortung und Zukunft« ins Leben, 
die lächerliche Zahlungen an einige der ehemaligen 
Zwangsarbeiter vornahm – die Bezeichnungen 
»Entschädigung« und »Wiedergutmachung« verbietet 
sich aus gutem Grund. Mit der Einrichtung der 
»Zwangsarbeiterstiftung« beging Deutschland, wie der 
überlebende Sklavenarbeiter Rudy Kennedy sagte, »the 
final insult«. Eine Art der vergangenheitspolitischen 
Armenspeisung, die im Tausch von Geld gegen juristische 
Ruhe und vor allem Rechtssicherheit für die deutschen 
Unternehmen bringen sollte, die zuvor beträchtliche 
Gewinne aus der Sklaven- und Zwangsarbeit während 
des NS geschlagen haben. So wurden die jüdischen 
Überlebenden der Massenvernichtung und der 
»Vernichtung durch Arbeit« und ihre Hinterbliebenen 
kaltgestellt. Während in der aktuellen Finanz- und 
Wirtschaftskrise nun 500 Milliarden Euro quasi über 
Nacht zur Rettung von IG Farben i.A., Thyssen, 
Krupp, Dresdner Bank und sonstigen Arisierungs- und 
Vernichtungsgewinnlern der deutschen Wirtschaft für den 
Bedarfsfall bereit gestellt werden, müssen viele ehemalige 
ZwangsarbeiterInnen und Hinterbliebene von Massakern 
der Wehrmacht bis heute auf eine Geldzahlung warten. 
Die Opfer der Wehrmachtsverbrechen in Griechenland 
und Italien z.B. harren einer Restitution durch den 
offiziellen Rechtsnachfolger des »Dritten Reiches« 
weiterhin erfolglos entgegen. Sie streiten jedoch vor 
griechischen und italienischen Gerichten beherzt um ihr 
Recht.

Deutsche Klagen gegen »Entschädigungs«-
Zahlungen

in diesem kampf der  überlebenden und ihrer An-
gehörigen um eine »Wiedergutmachung« wurde im 
weihnachtlichen Nachrichtenvakuum eine weitere 
Eskalationsstufe erreicht. Der deutsche Staat verklagte 
weitgehend unbehelligt von sowieso kaum zu 
erwartender medialer Kritik in den letzten Tagen des 
Jahres 2008, Italien beim Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag. Der Regierung in Berlin erschien dieser 
Schritt offensichtlich notwendig, um sich rechtskräftiger 
Ansprüche zu entziehen, nachdem der Oberste 
Gerichtshof in Rom untergerichtliche Urteile bestätigte. 
Das auf italienischem Boden befindliche Eigentum 
der Bundesrepublik Deutschland kann danach zur 
»Entschädigung« italienischer und griechischer Opfer 
von Wehrmachtsmassakern und Zwangsarbeit gepfändet 
und verwertet werden. Dies war zuvor bereits ebenso 
von griechischen Gerichten entschieden worden, was zur 
zeitweisen Pfändung des Athener Goethe-Instituts führte 
– ein Schritt, den der griechische Oberste Gerichtshof 
jedoch nach deutschen Interventionen wieder rückgängig 
machte. In der in Den Haag eingereichten Klagschrift 
wirft Deutschland den italienischen Gerichten nun 
vor, durch die Zubilligung zivilrechtlicher Ansprüche 
und ihrer Vollstreckung gegen internationales Recht 
verstoßen zu haben. Darin heißt es: »by allowing civil 
claims (...) against the Federal Republic of Germany (...), 
it (Italien - Anm. Kritikmaximierung) has failed to respect 
the jurisdictional immunity which the Federal Republic 
of Germany enjoys under international law«. Weiterhin 
wird das Gericht aufgefordert, Italien zu verpflichten 
dafür Sorge zu tragen, dass »German immunity 
become unenforceable«. Im angeschlagenen Jargon des 
Völkerrechts gehe es Deutschland darum, »Rechtsfrieden« 
und »Rechtssicherheit« zu gewährleisten. Man befürchte 
die »Erosion« internationaler Rechtsinstitute, würde 
es ausländischen Staaten erlaubt, verbindliche Urteile 
gegen andere Staaten zu fällen und den Zugriff auf deren 
Eigentum zu ermöglichen. Auch auf dem juristischen 
Parkett verstehen sich die Deutschen als Abglanz der 
großen Dichtung im schönen Wort: in einem Reflex 
der neuen deutschen Ideologie wird das über Griechen 
und Italiener gebrachte Leid nicht in Frage gestellt, 
gleichwohl aber auf die vorrangigen Prinzipien des 
Völkerrechts verwiesen. Die Deutschen gerieren sich 
mit gespielten Sorgenfalten auf der Stirn als Anwalt des 
– dem internationalen Gemeinwohl dienenden – Rechts 
gegen das Partikularinteresse der Überlebenden. Die 
Süddeutsche Zeitung, die als einzige das Thema am 27. 
Dezember 2008 aufgriff, sekundiert der Bundesregierung: 
»Ein Wegfall der Staatenimmunität könnte die 
internationalen Beziehungen ins Chaos stürzen und Elend 
und Gewalt statt Gerechtigkeit und Frieden bringen.« 
Denn weil es jenes Prinzip nicht gab, das man jetzt durch 
die italienische Jurisprudenz in Gefahr sieht, wurde der 
Nationalsozialismus erst möglich: »Nach dem Ersten 
Weltkrieg (...) säumten allzu hohe, in diesem Falle staatliche 
Reparationsforderungen der Siegermächte den Anfang des 



Weges ins Verderben.« In der erinnerungspolitischen 
Logik dieses Gedankens mache das staatsoffizielle »Nie 
wieder Auschwitz«, eine unverbrüchliche Geltung 
der Staatenimmunität notwendig. Das meint nicht 
weniger als das: Die Überlebenden haben scheinbar zu 
kapieren, dass man zur Verhinderung eines neuerlichen 
Zivilisationsbruchs die Opfer des ersten über den 
Tisch ziehen muss. Weiter schreibt der Autor der SZ: 
»Angenommen, Deutschland hätte nach dem Zweiten 
Weltkrieg für jedes Unrecht bezahlen müssen, das im 
Namen des Dritten Reiches angerichtet wurde: Deutschland 
wäre unter den Schadensersatzansprüchen der Russen und 
Ukrainer, der Polen, Tschechen, Griechen oder Italiener 
erstickt, statt endlich zu einer positiven Kraft in Europa zu 
werden.« Hinter ehernen Ansprüchen und Worthülsen 
versteckt sich selbst im »Entschädigungsdiskurs« das 
nationale Interesse. So wenig es den Deutschen in ihren 
Sonntagsreden und Leitartikeln um Verantwortung 
für die Verbrechen geht, so wenig geht es ihnen hier 
um die Prinzipien des Völkerrechts. Politisch gilt es für 
Merkels Bundesregierung allein, einen Dammbruch zu 
verhindern, der Ansprüchen von zehntausenden Opfern 
des nationalsozialistischen Herrschaft endlich zum 
(Minimal-)Ziel verhelfen könnte. Mit dem auf juristischer 
Ebene durchgesetzten »Entschädigung« der Nazi-Opfer, 
bekäme der unter dem Deckel der Europäischen Union 
hergestellte Frieden für Deutschland und seine Kriegs- 
und Vernichtungsgewinnler Risse. Dass die führende 
Nationalökonomie der EU ihren Reichtum dem ersten, 
nationalsozialistischen Wirtschaftswunder und der 
Ausplünderung der Nachbarstaaten schuldete, wurde bei 
der Verhandlung eines gemeinsamen großeuropäischen 
Wirtschaftsraumes ausgespart. Dass in Den Haag die 
europäische Entscheidung gegen Deutschland bestätigt 
würde, ist gleichwohl nicht zu erwarten. »Endlich auch 
einmal: Europa gegen Deutschland« – wie die Gruppe 
TOP Berlin in der Zeitschrift Phase 2.30 anlässlich des 
italienischen Urteils, gegen das die deutsche Regierung 
nun in Den Haag interveniert, hoffte – bleibt bis auf 
Weiteres Wunschdenken. Die Opfer der Deutschen 
werden wohl auch diesmal leer ausgehen!

Die deutsche Haltung bewegt sich konsequent 
in der rot-grünen und neuen christdemokratischen 
vergangenheitspolitischen Praxis der Verweigerung von 
»Entschädigungen«. Die Ankündigung von Initiativen 
zur Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus 
und Antisemitismus (denen man schnell wieder 
den zivilgesellschaftlichen Geldhahn zudrehte), die 
bereitwillige Finanzierung von Forschungsvorhaben und 
wissenschaftliche Symposien zur deutschen Vergangenheit 
und wortgewandte Ansprachen zum Gedenken, sind 
billig im Vergleich zu umfassenden, schuldanerkennenden 
Geldzahlungen. Die deutsche Klage gegen Italien 
führt einmal mehr eine Strategie weiter, die hinter dem 
Verantwortungssermon von Beginn an deutliche und 
einfache Ziele hatte, ohne sie heutzutage noch offen 
aussprechen zu wollen: Die Ansprüche der Überlebenden 
so weit wie möglich zu drücken und sich lückenlos 
etwaiger Ansprüche für die Zukunft zu entziehen. Die 
Klage ist – so erschreckend das wirken mag – »buisness as 

usual«. Sie verdeutlicht die oben skizzierte Janusköpfigkeit 
deutscher Vergangenheitspolitik.

Die Linke und die deutsche Gedenkpolitik 
am Beispiel Dresden

gerade deshalb sollte es linken im »Gedenkjahr« 
2009 darum gehen, die Präsentation der BRD als 
gelungenem bürgerlich-demokratischen Projekt, das seine 
Vergangenheit aufgearbeitet hat und darüber »zu einer 
positiven Kraft in Europa« geworden ist, anzukratzen. 
Den postnazistischen Entschuldungsstrategien 
gilt es entgegenzutreten, egal ob sie sich 
totalitarismustheoretisch, verharmlosend, revisionistisch, 
schlussstrichziehend oder »verantwortungsbewusst« 
artikulieren. Allein darüber gelänge es aufzuzeigen, wie 
sich das neue deutsche Selbstverständnis an Auschwitz 
aufrichten konnte, sowie »eine Deutung von Geschichte 
wach zu halten, die nichts entschuldigt und nichts verstellt« 
(Gruppe ...nevergoinghome Berlin). Was das politisch 
heißt, zeigt sich als Konsequenz anlässlich der aktuell 
laufenden Antifa-Mobilisierungen nach Dresden. Am 
13. und 14. Februar sind dort linke Proteste gegen 
riesige Nazitrauermärsche zu erwarten, die die alliierte 
Bombardierung der Stadt im Jahr 1945 anklagen. 
Gleichzeitig gedenken an diesem Tag tausende Bewohner 
der sächsischen »Metropole«, sowie die Vertreter aus der 
Landes- und Bundesregierung der deutschen Opfer an der 
Elbe. Auch dies ist nicht unproblematisch: das »German 
Gedenken« in Dresden wurde schon in der DDR gemäß 
der völlig unterbelichteten Dimitroff-Doktrin inszeniert 
und die volksgemeinschaftlichen DresdnerInnen zu 
Opfern der »imperialistischen« Westmächte umgelogen. 
Im neuen Deutschland, nach der Beseitung der 
Teilung, als einem Binnen-Resultat des Welt- und 
Vernichtungskrieges, zeigte sich die »zivilgesellschaftliche« 
Erinnerungskultur im »Elbflorenz« zunächst Seite an 
Seite mit der Naziszene bei Kranzabwurf-Zeremonien 
und Trauerkundgebungen. An ihrer Anwesenheit 
oder umrahmenden Naziaufmärschen wollten sich die 
DresdnerInnen nicht wirklich stören. Als einen der 
erinnerungspolitisch bedeutsamsten Kristallisations-
punkte im neuen deutschen Selbstverständnis lassen 
sich jedoch auch in Dresden die Veränderungen im 
Umgang mit dem NS seit Anfang/Mitte der 1990er 
klar ablesen. Anders als noch vor wenigen Jahren sind 
sich die BürgerInnen der sächsischen Landeshauptstadt 
über Ursache, Wirkung und Kontext der Luftangriffe 
heute durchaus bewusst. Sie haben dies nunmehr oft 
genug – nicht zuletzt von radikalen AntifaschistInnen 
– beigebogen bekommen und können ihr Wissen 
historiographisch geerdet und politisch ausgewogen 
reproduzieren. Des Dresden-Mythos‘ von überhöhten 
Opferzahlen und alliierten Tieffliegern auf den Elbwiesen 
müssen und wollen sich die meisten Menschen nicht 
mehr so recht bedienen. Sie stehen sich Mitte Februar 
2009 vor der wiederaufgebauten Frauenkirche die Beine 
deshalb nicht nur in den Bauch, um der Zerstörung 
»ihrer« Stadt zu gedenken, sondern auch, um gegen die 
erinnerungskulturelle Lesart der Nazis zu demonstrieren. 



Während es letzteren selbstredend allein um die dresden-
deutschen Opfer bestellt ist, tritt ihnen das bürgerliche 
Gedenken mit einer universalisierenden Perspektive 
entgegen: in ihr sind alle Opfer. Wer wolle schon 
das Leid, das Kriegsakteure und »Zivilgesellschaft« 
hervorgerufen wie eingefangen haben, gegeneinander 
in Stellung bringen? In diese Kerbe schlägt z.B. das 
offizielle, allerdings schon etwas ältere Plakaten der Stadt 
zum 13. Februar, auf dem Dresden neben Guernica, 
Coventry, Warschau, Hiroshima, New York und Bagdad 
rangiert (www.dresden.de/de/02/110/03/c_025.php) 
und in dessen Konsequenz sich der Holocaust zu einem 
»gewöhnlichen« Menschheitsverbrechen heruntergespielt 
findet. Dergestalt klingt dann auch die offizielle 
Verlautbarung zur Veröffentlichung des Posters: »Am 
13. Februar gedenkt Dresden der Bombardierung der Stadt 
im 2. Weltkrieg. Dieses Datum und die Stadt Dresden 
sind zu einem Symbol geworden für die Vernichtung von 
Menschenleben, für Gewalt gegen Zivilpersonen und für 
Zerstörung von Kulturgütern durch Krieg und Gewalt. Aber 
dies ist nicht allein das Schicksal der Stadt Dresden, sondern 
Dresden müsste eingereiht werden in eine - leider - lange 
Liste anderer Städte.« Wenn sich die Dresdner Stadt- 
und Zivilgesellschaft im Jahr 2009 nun in der Absicht, 
sowohl kollektive Trauerveranstaltungen abzuhalten 
und gegen Nazidemonstrationen zu demonstrieren an 
seine EinwohnerInnen wendet, dann sollte die Antifa 
mehr im Sinn haben, als ihre Kritik allein auf NPD- 
und Kameradschaftskader zu kaprizieren. Es ist fraglos 
richtig, sich den Naziaufmärschen entgegen zu stellen 
und wir begrüßen solche Anstrengungen ausdrücklich. 
Dies gilt erst recht angesichts der erwarteten Größe der 
faschistischen und neonazistischen Demonstrationen und 
der Bedeutung dieser Tage in der rechten Szene.

Gleichwohl vergessen Linke und Linksradikale, 
wie das Bündnis »¡No pasarán!«, dem auch eine ganze 
Reihe Hamburger Gruppen angehören, über die 
Konzentration auf Anti-Nazi-Aktivitäten die Kritik am 
offiziellen deutschen Gedenkdiskurs. Gewiss, im »¡No 
pasarán!«-Aufruf heißt es: »Nach der Wiedervereinigung 
wurde Dresden benutzt, um die deutschen Kriegstoten 
in den Vordergrund zu rücken. Deutlich wurde dies in 
den öffentlichen Debatten um den Luftkrieg. In Büchern 
wie ›Der Brand‹, in denen sprachlich die Luftangriffe auf 
Deutschland mit der Shoa auf eine Stufe gestellt wurden, 
wird der Tabubruch im Sinne der TäterInnen-Opfer-
Verkehrung inszeniert. Die Nazis versuchen bis heute, die 
Geschichte – insbesondere die Shoa – zu relativieren und 
politisches Kapital aus dem Mythos Dresden zu schlagen.« 
Und weil das so ist, schließen hunderte Antifas als 
»inhaltlich und organisatorisch eigenständiger Teil« – aber 
immerhin als Teil – der zivilgesellschaftlichen Proteste 
»gegen rechts«, mit der deutschen Mehrheitsbevölkerung 
und ihren RepräsentantInnen die Reihen, die die 
Bombardierung Dresdens ebenfalls erinnerungskulturell 
in Dienst stellen. Aber hätte es der Abgrenzung gegen das 
als »antideutsch« gelabelte Bündnis »Keine Versöhnung 
mit Deutschland« überhaupt bedurft? Gewiss können 
vernunftgetragene Argumente gegen Parolen, wie 
»Bomber Harris, do it again« oder das Abfeiern von 

deutschen Toten der Luftangriffe hervorgebracht werden 
(wobei zumindest erwähnt werden sollte, dass letzteres 
auch in den vergangen Jahren niemand gemacht hat). Die 
Fahnen der Alliierten halten wir hingegen am Dresden-
Wochenende für ein wenig kritikwürdiges Protest-
Accessoire. Angesichts ihres Schwenkens treibt uns anders 
als »¡No pasarán!« nicht die Sorge um, sich darüber mit 
der Aussen- und Militärpolitik der USA, der UdSSR, 
Großbritanniens und Frankreichs nach 1945 gemein 
zu machen. Das Mitführen alliierter Winkelemente 
kann an diesem Ort und an diesen Tagen einzig und 
allein als Verweis auf den historischen Rahmen und als 
Geste der Dankbarkeit gegenüber den Männern und 
Frauen interpretiert werden, die die nationalsozialistische 
Barbarei mit Waffengewalt niedergerungen haben. Aber 
letztlich sind die »¡No pasarán!«-Vorwürfe so billig, wie 
ihre Entkräftung unnötig. Es geht doch im Grunde 
gar nicht darum, mit welcher Staffage und welchen 
Sprüchen demonstriert wird, sondern nur darum, mit 
wem man das tut. Folglich stehen hier keine Argumente 
in Rede, die eine Abgrenzung rechtfertigen, sondern 
eine Abgrenzung, die Argumente braucht. Deshalb zielt 
die Kritik an den »antideutschen« Protesten vor 2009 
ausschließlich auf die eigene Bündnisfähigkeit. Für den 
gewünschten Effekt, endlich viele Menschen gegen einen 
Nazigrossaufmarsch zu mobilisieren, wird das »German 
Gedenken« als kollektives, deutsches Trauerspektakel 
explizit zugelassen oder inhaltlich ausgespart. Weil 
man in Dresden die kollektiven Opferrituale, die 
nicht-erfolgten Entschädigungszahlungen oder die 
Eventmovies selbst anlässlich des Jubiläums von »Sechzig 
deutsche(n) Jahre(n)« (Der Spiegel 7/2009) nicht 
thematisieren will, bekleiden Antifas, deren zentrales, 
gesellschaftliches Anliegen lediglich einigen hundert 
Nazikadern gilt, unfreiwillig die Rolle von (post-)
autonomen »Gedenksoldaten«. Wer es in Dresden 
nicht mehr für notwendig hält, die bürgerlich, deutsche 
Erinnerungskultur anzukratzen, wird unvermittels zu 
ihrem Instrument. Sowohl beim Besuch in Sachsen, 
als auch bei den anderen vergangenheitspolitischen 
Großereignissen der nächsten Monate lässt sich 
Gesellschaftskritik jedoch nur durch »Störenfriede der 
Erinnerung« (Eike Geisel) formulieren. 
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